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EDITORIAL

as Referendum zählt zu den demokratischen Grundrechten unseres 
Landes, und es gehört zu Abstimmungskämpfen, dass Aussagen 
zugespitzt werden. Der Souverän weiss das in der Regel richtig zu 
ilen und einzuordnen.

nt den Usancen solcher Ausmarchungen entspricht hingegen die 
id Weise, wie der Schweizer Nutzfahrzeugverband (ASTAG) den 
: gegen das Bundesgesetz über eine leistungsabhängige Schwer­

e s  Rellstab verkehrsabgabe (LSVA) führt. Dazu gehören Stimmungsmache im Ausland 
während einer heiklen Verhandlungsphase der bilateralen Verhandlungen, 
das Einspannen von ausländischen LSVA-Gegnern in den Abstimmungs­
kampf und das gezielte Verbreiten von Unwahrheiten.

Es ist verständlich, dass der Schwerverkehrsverband aus Partikularinter­
essen die LSVA bekämpft. Die Art, wie er es tut, verletzt jedoch den politi­
schen Stil. Dies kann nur bedauert werden. Es bleibt zu hoffen, dass dieses 
Beispiel nicht Schule macht.

Das vorliegende «Facts der Wirtschaft» bringt Ihnen in kurzer Form die 
wichtigsten Hintergründe zur Abstimmung vom kommenden 27. Septem­
ber. Denn die LSVA-Vorlage stellt wichtige Weichen für die Schweizer Ver­
kehrspolitik und für die bilateralen Verhandlungen.

SB ■  Die Spitzenverbände der Schweizer 
jß  Wirtschaft sagen klar JA zur leistungs­

abhängigen Schwerverkehrsabgabe. 99
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INHALT

KONKRETE ZAHLEN
ES ROLLT EINE LAWINE DURCHS LAND 

Jährlich überqueren über eine Million Lastwagen die Schweizer Alpen. 
Diese Verkehrslawine hat in den letzten Jahren massiv zugenommen 
und wird noch weiter zunehmen, wenn wir nicht eine andere Lösung 
finden. SEITE 4

VERKEHRSPOLITIK
DIE SCHWEIZ ALS DREHSCHEIBE

Die Schweizer Verkehrspolitik ist nicht unabhängig von ihrer geografischen 
Lage innerhalb Europas zu betrachten. Es gilt eine optimale Position zu 
finden, die den verschiedenen Interessen gerecht wird. SEITE 5

LS VA
EIN ANREIZ FÜR VERKEHRSVERLAGERUNG

Mit der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) sollen der 
Güterschwerverkehr von der Strasse auf die Schiene verlagert und die 
Kosten des Schwerverkehrs langfristig gedeckt werden. SEITE 6/7

INTERVIEW
MIT BUNDESRAT MORITZ LEUENBERGER

Das Übel an der Wurzel packen: Die LSVA leistet einen Beitrag zur Finan­
zierung der Bahninfrastrukturprojekte. Nur so gelingt die Verlagerung von 
der Strasse auf die Schiene. SEITE 8/9

VERKEHRSPOLITIK INMITTEN EUROPAS 
Transitabkommen und Bau der NEAT, Landverkehrsdossier und Alpen- 
schutzartikel -  Zusammen mit der LSVA sind sie die Hauptpfeiler der 
schweizerischen Verkehrspolitik im Herzen Europas. SEITE 10

SICHT DER WIRTSCHAFT 
VORTEILE ÜBERWIEGEN

Einige Stimmen aus der Wirtschaft: Coop, ABB, Sarnafil AG und Heini AG 
stehen hinter den verkehrspolitischen Zielen der Schweiz. SEITE 11

-WER BEZAHLT?
SPIELRAUM GROSS -  BELASTUNG KLEIN

Die Berechnungen der ASTAG sind falsch. Die Wirtschaftsförderung 
zeigt, dass die Belastung der Konsumenten weitaus geringer ausfallen 
wird. SEITE 12

STANDPUNKT
LSVA AUS FREISINNIGER SICHT

«Weshalb setzt sich eine liberale Partei für eine neue Steuer ein?», fragte 
«Facts der Wirtschaft» Franz Steinegger, Präsident der FDP Schweiz. Die 
LSVA sei das ideale Instrument für eine optimale, in Europa integrierte Ver­
kehrspolitik der Schweiz. SEITE 13

ABSTIMMUNGSKAMPF
DIE BESTEN ZEHN ARGUMENTE 

Die Wirtschaft ist für ein klares Ja zur LSVA. Die kurzen und prägnanten 
Argumente garantieren einen überzeugenden Auftritt in jeder Diskussions­
runde. SEITE 14/15

—n¿?kl ̂  IE$ l~~ JLJLIEILI?j§
ALS ARGUMENTATIONSHILFE

Das 10teilige Folienset zur Schweizer Wirtschaftspolitik dient der fundier­
ten Argumentation bei Vorträgen und im Unterricht. SEITE 16



KONKRETE ZAHLEN
ES ROLLT EINE LAWINE DURCH UNSER LAND

Lastw agen  erobern 
d ie  A lpen
Durch die Schweizer Alpen 
werden mehr Güter auf der 
Schiene transportiert als auf 
der Strasse. Doch der Trend 
geht in eine andere Richtung. 
Bereits heute überqueren 
viermal mehr Güter auf Last­
wagen die Alpen als 1981, 
und der Anteil der Strasse 
wächst weiter.

ROBERTO COLONNELLO

Als im September 1980 der Gotthard- 
Strassentunnel eröffnet wurde, schien 
die Anzahl der alpenquerenden Last­
wagen bewältigbar. Viele meinten 1981, 
damit sei die tägliche Lastwagenlawine 
am Gotthard von 675 schweren Güter­
fahrzeugen geschickt durch das grosse 
Tunnel gelenkt. Für die Zukunft sei man 
gerüstet, denn mit dem Nachtfahrverbot

und der 28-Tonnen-Gewichtslimite sei 
nicht mit einer rapiden Zunahme des 
Güter-Strassenverkehrs zu rechnen.

Die drei Alpenübergänge Grösser St. 
Bernhard, Simplon und San Bernardino 
bewältigten dazumal insgesamt weitere 
558 Lastwagen pro Tag. Doch was damals 
als Lawine betrachtet wurde, entpuppte 
sich als kleiner rollender Schneeball, der 
immer grösser wurde und sich zu einer 
mächtigen Lawine entwickelt hat.

Markante Zunahme 
ausländischer Lastwagen
1997 überquerten an einem durchschnitt­
lichen Werktag bereits 4337 Lastwa­
gen die Schweizer Alpen, im Jahr sind 
das 1 145 000 schwere Güterfahrzeuge. 
Massgeblichen Anteil an den stark er­
höhten Lastwagenzahlen haben die 
ausländischen Transporter. Diese nah­
men in den letzten 17 Jahren mehr 
als doppelt so stark zu als die in 
der Schweiz immatrikulierten Fahrzeuge.

Daher stieg der Ausländeranteil an den 
alpenquerenden Lastwagen von knapp 
50% auf gegen zwei Drittel (vergleiche 
Grafik).

Die starke Zunahme des Güterverkehrs 
auf der Strasse ist auch auf den erhöh-

1997 überquerten 
an einem durch­

schnittlichen Werktag 
bereits 4337 Lastwagen 
die Schweizer Alpen — 
im ganzen Jahr sind das 
1 145 OOO schwere ■  ■  
Güterfahrzeuge. #  ¡¡P

ten Transitanteil zurückzuführen. 1981 
durchquerten 1,7 Millionen Tonnen Güter 
auf Lastwagen die Schweizer Alpen, 
lediglich 0,4 Millionen Tonnen waren 
dem Transit zuzuordnen. Bis 1997 stie­
gen die strassenseitigen Transporte auf 
7,1 Millionen Tonnen, wobei sich der 
Transitanteil auf knapp 50% erhöhte (ver­
gleiche Grafik).

Strassenanteil 
wächst kontinuierlich
Trotz dieses Anstiegs des Strassengüter- 
verkehrs überquerten 1997 immer noch 
rund drei Viertel aller Güter mit der Bahn 
die Schweizer Alpen. 1980 betrug dieser 
Anteil noch 93%. Nur gerade 7% der Gü­
ter wurden mit einem LKW über die Alpen 
transportiert.

Die Schweizer Verkehrspolitik mit der 
28-Tonnen-Gewichtslimite sowie dem 
Sonntags- und Nachtfahrverbot blieb je­
doch nicht ohne Wirkung. Ohne diese 
oder gleichwertige Massnahmen würden 
jährlich ca. 10 Millionen Tonnen Güter 
mehr auf Lastwagen die Schweizer Alpen 
überqueren. Heute wählen diese den Um­
weg über Frankreich und Österreich. Die­
ses Gütervolumen entspricht in etwa 
600000 zusätzlichen Schwerverkehrsfahr- 
ten. Doch unsere Nachbarländer sind 
nicht mehr bereit, diesen Umwegverkehr 
bei sich aufzunehmen. ra

Der Strassen-Güterverkehr 
wächst ungebremst
Alpenquerende 
Lastwagen 
pro Werktag

Alpenquerender 
Strassen-Güterverkehr 
1981 bis 1997 7,i
(in M io. N ettotonnen )

1,7
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V E R K E H R S P O L IT IK
DIE SCHWEIZ ALS DREHSCHEIBE

Transitland und
Lebensraum
Die geographische Lage inner­
halb Europas und die Alpen 
beeinflussen die schweizeri­
sche Verkehrspolitik wesent­
lich. Sie lässt sich heute nur 
noch in einem gesamteuro­
päischen Rahmen betrachten. 
Der Güterhandel findet 
europaweit statt und macht 
keinen Halt an der Grenze. 
Zudem sind die Alpen als sen­
sibler Lebensraum besonders 
schützenswert.

CHRISTINE STÄHLI

Die Infrastruktur für den Transport von 
Gütern, sei dies nun auf der Strasse oder 
auf der Schiene, kostet sehr viel Geld. Ver­
kehr belastet die Umwelt. Die Kosten die­
ser Verschmutzung sollen jene bezahlen, 
die sie verursachen. Diese Kosten müssen 
so hoch sein, dass ein Anreiz besteht, Gü­
tertransporte vermehrt auf die Schiene zu 
verlagern.

Volk hat bereits Ja gesagt
Volk und Stände haben am 20. Februar 
1994 mit 67% Ja-Stimmen einem Verfas­
sungsartikel zur Einführung einer lei­
stungsabhängigen Schwerverkehrsabga- 
be zugestimmt. Damit wird am 27. Sep­
tember 1998 nicht mehr über die LSVA an 
sich abgestimmt, sondern nur noch über 
die Ausgestaltung des zugehörigen Geset­
zes und die Höhe der Abgabensätze.

Es gibt Gründe, weshalb auf die LSVA 
nicht verzichtet werden kann. Die LSVA 
steht in engem Zusammenhang mit ande­
ren wichtigen Verkehrsvorlagen:
■ Finanzierung

von Eisenbahn-Grossprojekten
■ Dossier Landverkehr im Rahmen der 

bilateralen Verhandlungen
■ Umsetzung des Alpenschutzartikels 
Obwohl alle Vorlagen getrennt behandelt 
werden, sind diese inhaltlich doch eng 
miteinander verknüpft. Die LSVA soll zu ei­
nem beträchtlichen Teil zur Finanzierung

Alle wollen über die Alpen -  doch die Güter bitte mit der Bahn!

der Eisenbahn-Grossprojekte beitragen. 
Daneben verfolgt sie aber auch das Ziel, 
den Schwerverkehr auf die Schiene zu ver­
lagern, wie dies der Alpenschutzartikel 
verlangt. Es besteht schliesslich ein Zusam­
menhang zwischen den bilateralen Ver­
handlungen und der LSVA. Wenn wir die 
ausländischen Lastwagen bei der Durch­
fahrt durch die Schweiz mit einer Abgabe 
belasten wollen, so müssen inländische 
Transporte mit einer Steuer in derselben 
Höhe belastet werden. Dies verlangt der 
weltweit anerkannte Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Inländern und 
Ausländern.

Bessere Logistik
Die Gewichtslimite für Lastwagen wird 
ab dem Jahr 2005 von 28 Tonnen auf 
40 Tonnen erhöht. Dazu verpflichtet sich 
die Schweiz im Dossier «Landverkehr» 
der bilateralen Verhandlungen. 40-Ton- 
nen-Fahrzeuge fahren schon längst auf 
den Schweizer Strassen. Ihr Gesamtge­
wicht darf aber 28 Tonnen nicht über­
schreiten. Die Erhöhung der Gewichts­
limite auf 40 Tonnen wird einerseits die

Auslastung der Lastwagen verbessern und 
anderseits bei gleichem Transportvolumen 
die Anzahl Lastwagen verringern. Diese 
durch die LSVA bewirkte, verbesserte Lo­
gistik ist ökonomisch sinnvoll und leistet 
einen Beitrag an den Umweltschutz.

Die Schweiz nimmt innerhalb Europas 
die Stellung einer Verkehrsdrehscheibe 
ein. Anderseits haben wir ein Interesse 
und eine Verfassungspflicht, unsere Al­
pengebiete und deren Bevölkerung vor ei­
ner Verkehrslawine zu schützen. Ziel ist es, 
den Schwerverkehr von der Strasse auf die 
Schiene zu verlagern. Aus diesem Grund 
möchte die Schweiz die NEAT bauen. Mit 
dieser modernen Flachbahn durch die Al­
pen sichert sich unser Land den Anschluss 
an das rasch wachsende Schnellbahnnetz 
nördlich und südlich der Alpen. Die LSVA 
hilft mit, dieses Ziel zu realisieren.

Die LSVA, der Bau der NEAT und das 
Dossier «Landverkehr» verfolgen gemein­
sam wichtige verkehrspolitische Ziele: Ver­
besserung der Wirtschaftlichkeit des Ver­
kehrs, Verlagerung des Schwerverkehrs 
von der Strasse auf die Schiene und den 
Schutz der Alpengebiete.
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LSVA
EIN ANREIZ FÜR VERKEHRSVERLAGERUNG

Verursacherprinzip
auf der S trasse
Die leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe soll 
bis spätestens 2005 die 
heutige pauschale Abgabe 
ersetzen. Gegen die vom 
Parlament verabschiedete Um­
setzung des entsprechenden 
Verfassungsauftrages wurde 
das Referendum ergriffen.
Am 27. September entscheidet 
das Volk über die Vorlage.

ROBERTO C0L0NNELL0

Am 20. Februar 1994 haben Volk und Stän­
de den Verfassungsartikel 36quater über 
die Einführung einer leistungsabhängigen 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA) deutlich mit 
67,1% Ja-Stimmen angenommen. Damit 
hat das Schweizervolk der Ablösung der 
pauschalen Besteuerung des Schwerver­
kehrs durch eine leistungsabhängige Ab­
gabe zugestimmt. Zur Umsetzung dieses 
Verfassungsartikels hat das eidgenössische 
Parlament am 19. Dezember 1997 das 
Bundesgesetz über eine leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe verabschiedet. Ge­
gen dieses Gesetz ist unter Führung des 
Schweizerischen Schwerverkehrsverbandes

(ASTAG) am 10. Januar 1998 das Referen­
dum ergriffen worden. Dieses ist mit 
189707 gültigen Unterschriften zustande­
gekommen. Die dadurch erwirkte Abstim­
mung findet am 27. September 1998 statt.

Inhalt der Vorlage
Am kommenden Urnengang wird nicht 
über die Einführung der leistungsabhängi­
gen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) an sich 
befunden, denn dieser hat das Schweizer­
volk bereits 1994 zugestimmt. Traktan­
dum der Abstimmung ist die Ausgestal­
tung des entsprechenden Gesetzes, mit 
anderen Worten die Höhe der Abgaben 
und die Verwendung der Einnahmen.

Mit der leistungsabhängigen Schwer­
verkehrsabgabe sollen die Kosten des 
Schwerverkehrs langfristig gedeckt wer­
den. Zugleich soll sie die Verlagerung des 
Güterschwerverkehrs von der Strasse auf 
die Schiene fördern.

Die zu entrichtende LSVA ist einerseits 
abhängig vom höchstzulässigen Gesamt­
gewicht der Lastwagen und anderseits 
von den gefahrenen Kilometern. Die Ab­
gabe beträgt mindestens 0,6 Rappen und 
höchstens 2,5 Rappen pro Tonne und Kilo­
meter. Der geltende Tarif kann zudem em- 
missions- oder verbrauchsabhängig aus­
gestaltet werden. Lastwagen mit hohem

Kraftstoffverbrauch und entsprechenden 
Emissionswerten haben dadurch eine hö­
here Abgabe zu entrichten als moderne 
umweltfreundliche Fahrzeuge.

Werden 40-Tonnen-Lastwagen zuge­
lassen, kann der Abgabetarif auf maximal 
3 Rappen pro Tonnenkilometer erhöht 
werden. Bei Anwendung des Klotener Ab­
kommens ergibt sich ein Maximalsatz von 
2,7 Rp./tkm. Gleichzeitig kann der Tarif für 
Fahrzeuge bis 28 Tonnen um einen Fünftel 
reduziert werden. Der Bund kann für be­
stimmte Fahrzeugarten Sonderregelungen 
anordnen. So sollen land- und forstwirt­
schaftliche Fahrzeuge von der Abgabe be­
freit werden. In jedem Fall müssen aber in- 
und ausländische Fahrzeuge einander 
gleichgestellt werden.

Investitionen für die Zukunft
Für Personentransporte sieht das Bundes­
gesetz eine pauschale Abgabe vor. Die Ab­
gabe kann nach Fahrzeugkategorien abge­
stuft werden, darf jedoch den Höchstbe­
trag von 5000 Franken pro Jahr nicht über­
steigen. Für den Car-Tourismus sind Tages­
pauschalen von Fr. 2 5 - vorgesehen.

Die Einnahmen der LSVA werden in die 
Verkehrsinfrastruktur reinvestiert. Von den 
im Jahr 2005 erwarteten 1,5 Milliarden 
Franken verbleiben zwei Drittel beim

Alte pauschale 
Schwerverkehrsabgabe
Lastw agen m it Gesam tgew icht von
12 bis 18 Tonnen (2-Achser): 2000 Franken / Jahr
18 bis 26 Tonnen (3-Achser): 3000 Franken / Jahr
mehr als 26 Tonnen (4-Achser): 4000 Franken / Jahr

Gesellschaftsw agen: 650 Franken / Jahr

Ausländische Fahrzeuge können kürzere Abgabeperioden 
wählen. Die Abgabe für einen einzelnen Tag beträgt 25 Fran­
ken. Für mehrere Tage reduziert sich der umgerechnete maxi­
male Tagessatz auf 20 Franken. Die umgerechneten Monats­
tarife ergeben einen Wert von unter 20 Franken.

Einnahm enverwendung: zugunsten Strassenverkehr

Neue leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe
Abgabesatz:
mindestens 0,6 Rappen / Tonne und Kilometer; 
höchstens 2,5 Rappen / Tonne und Kilometer.
Bei 40-Tonnen-Zulassung:
max. Abgabesatz 3 Rappen/Tonne und Kilometer;
Möglichkeit der Tarifreduktion für Fahrzeuge bis 28 Tonnen 
um einen Fünftel.
Gesellschaftswagen:
Pauschalabgabe von max. 5000 Franken / Jahr; 
Tagespauschalen von 25 Franken vorgesehen;
Rückerstattung bei Auslandfahrten von Schweizer Cars. 
Einnahm enverwendung:
Zwei Drittel an Bund zugunsten Bahninfrastruktur; 
ein Drittel an Kantone zugunsten Strasseninfrastruktur.
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Die LSVA lenkt Güter auf die Bahn.

Bund, vorab zur Finanzierung der Eisen- 
bahn-Grossprojekte (NEAT, Bahn 2000, 
Hochgeschwindigkeitsanschlüsse, Lärmsa­
nierung). Ein Drittel geht zweckgebunden 
an die Kantone zur Finanzierung von Un­
terhalt und Ausbau ihrer Strassennetze.

Die LSVA entspricht durch ihre Bemes­
sungsgrundlagen besser dem Verursa­
cherprinzip als die alte pauschale Abgabe. 
Fahrzeuge, die mehr fahren und einen 
höheren Kraftstoffverbrauch aufweisen, 
verursachen auch mehr Kosten. Sie neh­
men die Strasseninfrastruktur mehr in 
Anspruch und erzeugen entsprechend 
höhere Lärm- und Abgasemissionen. Da­
her ist es sinnvoll, dass Vielfahrer mehr zur 
Kostendeckung beitragen als Wenigfah­
rer. Bei der jetzigen pauschalen Besteue­
rung werden die gefahrenen Kilometer 
nicht berücksichtigt. Bis anhin muss für 
ein Fahrzeug die gleiche Abgabe bezahlt 
werden, egal ob es täglich die 300 Kilo­
meter zwischen Basel und Chiasso zurück­
legt oder einmal pro Woche auf der 
Strecke Bern-Thun verkehrt.

Die LSVA wird sich auf verschiedenste 
Weise auf das Transportgewerbe auswir­
ken. Es besteht ein vermehrter Anreiz, die 
Fahrzeuge effizient zu laden, unnötige 
Leerfahrten zu vermeiden und einen mo­
dernen Wagenpark zu halten. Die gestaf­
felte Einführung der LSVA bis ins Jahr 
2005 erlaubt den Unternehmern, sich den 
neuen Gegebenheiten anzupassen.

Der Langstreckenverkehr wird durch 
die LSVA besonders belastet. Die geplante

Erhöhung der Gewichtslimiten führt je­
doch genau in diesem Segment zu grös­
seren Einsparungen, so dass der Gesamt­
effekt tragbar ist.

Eine 40-Tonnen-Zulassung erhöht die 
Nutzlast der Lastwagen erheblich. 28-Ton- 
nen-Fahrzeuge können mit rund 16 Ton­
nen beladen werden, 40-Tonnen-Fahrzeu- 
ge dagegen mit rund 26 Tonnen. Viele

. -■ ■ Es entsteht ein 
^  jß  vermehrter Anreiz, 
unnötige Leerfahr­
ten zu vermeiden. 93
Transporte im Binnenverkehr, die heute 
noch mit zwei Lastwagen getätigt wer­
den, können damit In Zukunft mit einem 
Fahrzeug erledigt werden. Teures Umla­
den an der Grenze fällt ebenfalls dahin. 
Sowohl für die betroffenen Unternehmen 
als auch für die Umwelt spart dies Kosten. 
Trotzdem wird eine Verlagerung auf die 
Schiene insbesondere für den schweren 
Transitverkehr interessant.

Heute entrichten die ausländischen 
Fahrzeuge 24% der pauschalen kilometer­
unabhängigen Gebühr. Mit der leistungs­
abhängigen Schwerverkehrsabgabe steigt 
dieser Anteil im Jahre 2005 auf über einen 
Drittel.

Auf das einheimische Transportgewer­
be, das auch weiterhin mehrheitlich Fahr­
zeuge bis 28 Tonnen benutzt, wird durch 
die mögliche Tarifreduzierung bei einer

Einführung höherer Gewichtslimiten Rück­
sicht genommen. Zugleich wird durch die 
kilometerabhängige Abgabe das lokale 
Gewerbe geschützt, indem Transporte aus 
ferneren Regionen einer höheren Gebühr 
gegenüber stehen. Wenn das Verkehrs­
wachstum im Transitbereich durch die 
LSVA und ein attraktives Bahnangebot 
gedämpft wird, kommt das der hiesigen 
Wirtschaft ebenfalls zugute, denn Staus 
kosten die Volkswirtschaft Milliarden.

Sinnvolles Zusammenspiel
Die LSVA ermöglicht ein sinnvolles Zusam­
menspiel von attraktiven Bahntransporten 
im Transitverkehr, den Einsatz von Gross­
transportern für längere Strecken und die 
Benützung kleinerer Fahrzeuge für die 
Feinverteilung. Bundesrat und Parlament 
erachten daher das vorliegende Gesetz als 
geeignet, die angestrebten Ziele der 
Schweizer Verkehrspolitik (Verlagerung 
des Langstreckenverkehrs auf die Schie­
ne, Aufhebung der 28-Tonnen-Gewichts- 
limite, Umweltschutz) auf eine volkswirt­
schaftlich vertretbare Weise zu erreichen. 
Zusammen mit der NEAT kann die LSVA 
auch einen Beitrag zur diskriminierungs­
freien Umsetzung des Alpenschutzarti- 
kels leisten. Die produktivitätssteigernden 
Effekte der 40-Tonnen-Zulassung sowie 
die europapolitischen und gesamtwirt­
schaftlichen Vorteile der LSVA sind für 
einen Grossteil der Wirtschaft Anlass, das 
marktwirtschaftliche Instrument der LSVA 
zu befürworten. 171
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INTERVIEW
BUNDESRAT LEUENBERGER NIMMT STELLUNG

«Die LSVA nützt
dem ganzen Land»
Ein Nein zur LSVA hätte für 
die Schweiz schwerwiegende 
Folgen sowohl nach innen 
als auch nach aussen. Bundes­
rat Moritz Leuenberger, 
Vorsteher des Departementes 
für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (UVEK), 
nimmt Stellung.

PIO MARZOLINI

Ist die LSVA die Idee einiger 
«roter Umweltromantiker»?
Das Parlament hat die LSVA mit über­

wältigendem Mehr verabschiedet. Das 
Volk hat bereits einmal Ja gesagt bei der 
Verfassungsabstimmung zur LSVA, es hat 
Ja gesagt zu Bahn 2000, den Alpen­
durchstichen und zur Alpeninitiative. Die 
Einführung der LSVA ist somit die Konse­
quenz der vom Volk geforderten Ver­
kehrspolitik.

Die ASTAG sagt, es sei verfassungs­
widrig, LSVA-Gelder für Bahnprojekte 
zu verwenden.
Der Ständerat würde nie etwas Verfas­

sungswidriges beschliessen! Zudem geht 
ein Drittel der Abgaben an die Kantone. 
Diese werden ihren Anteil vorwiegend in 
die Strassen investieren. Mit den zwei 
Dritteln, die an den Bund gehen, packen 
wir das Übel an der Wurzel: die Bahn­
infrastruktur wird verbessert. Erst so 
kann die Verlagerung von der Strasse auf 
die Schiene gelingen.

Unternehmer klagen, sie würden 
ja gerne mehr mit der Bahn beför­
dern, die SBB seien aber zu wenig 
professionell.
Da haben sie nicht unrecht. Deshalb 

haben wir die Bahnreform beschlossen. 
So wird 1999 im Schienengüterverkehr 
der Wettbewerb eingeführt. Die SBB 
haben eine neue Güterverkehrsstrategie 
verabschiedet und einen international er­
fahrenen Manager eingestellt. Es wird al­

so vieles getan. Die Bahnreform ist das 
notwendige Pendant zur LSVA.

Was hat die LSVA mit der Europa­
frage zu tun?
Wie immer wir unser Verhältnis zur EU 

gestalten: Wir werden 40-Tönner akzep­
tieren müssen. Sollen uns diese in der 
Folge nicht hoffnungslos überschwem­
men, brauchen wir ein Auffangnetz, und 
das ist die LSVA. Ohne sie würden sämt­
liche 40-Tönner den kürzesten Weg 
wählen: den durch die Schweiz. Ohne 
LSVA kommen wir zu keinem geregelten 
Verhältnis mit der EU. Dies schadet der 
Exportwirtschaft, dem Motor unserer 
Binnenwirtschaft.

Was nützt die LSVA dem Lastwagen­
gewerbe selbst?
Der erste Vorteil ist der, dass die 40- 

Tönner zugelassen werden; diese ermög­
lichen einen wesentlichen Produktivitäts­
fortschritt für das Lastwagengewerbe. 
Durch die Verlagerung auf die Schiene 
gibt es zudem weniger Staus, dies bringt 
den Transporteuren mehr Effizienz. Eine 
halbe Stunde Stau pro Tag kostet einen 
Unternehmer wie Planzer dreieinhalb 
Millionen Franken jährlich!

Die LSVA dämpft jedoch die 
Beschäftigungszunahme im Last­
wagengewerbe.
Dort gibt es eine Dämpfung der 

Zunahme, aber bei der Bahn gäbe es

Zur Person
Moritz Leuenberger ist der an Jahren 
jüngste Bundesrat. Im September 1995 
wurde er von der vereinigten Bundes­
versammlung zum Bundesrat gewählt. 
Im Alter von 26 Jahren wurde er Präsi­
dent der SP der Stadt Zürich, bald dar­
auf Mitglied im Stadtparlament. 1979 
trat Leuenberger in den Nationalrat 
ein, ab 1991 war er Exekutivmitglied 
im Kanton Zürich.

einen Verlust, und zwar von 5000 Stel­
len! Auch wären sämtliche Arbeitsplätze 
verloren, die beim Bau der neuen Bahn­
infrastruktur entstehen. Denken Sie an 
Tunnelarbeiten, Gleisarbeiten, Zuliefe­
rung von elektrotechnischem Material. 
Die LSVA bringt also sehr viele Arbeits­
plätze.

Angenommen, das Volk sagt Ja.
Wann wird die LSVA eingeführt und 
zu welchem Anfangssatz?
Wir haben im Sinn, die LSVA im 

Jahre 2001 einzuführen. Und zwar wird 
sie sukzessive eingeführt, um das Last­
wagengewerbe nicht zu überrumpeln. 
Der Anfangssatz soll 1,6 Rappen pro 
Tonnenkilometer betragen.

Mehrere Berechnungen zeigen, 
dass die LSVA den durch­
schnittlichen Privathaushalt mit 
7 7 bis 55 Franken jährlich belasten 
würde, die ASTAG beharrt aber 
auf ihren 500 Franken.
Die ASTAG irrt sich in drei Punkten: 

Erstens gehen wir davon aus, dass 
ein Drittel der Abgaben von Auslän­
dern bezahlt wird, dies betrifft den 
Transitverkehr und den ganzen Import­
verkehr, die ASTAG behauptet, es 
seien nur 15 Prozent. Zweitens ver­
gisst die ASTAG die heutige pau­
schale Schwerverkehrsabgabe von jähr­
lich 180 Millionen Franken, die muss 
man natürlich abziehen. Die Konsu­
menten bezahlen sie schon heute. Der 
dritte und wichtigste Punkt ist der 
Produktivitätsfortschritt: die ASTAG be­
zieht diesen nicht mit ein. Im Einzel­
fall kann der Produktivitätsfortschritt 
aber bis zu 60 Prozent betragen. Un­
sere Berechnungen gehen vorsichtig von 
18 Prozent aus.
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jäfP ist die Konsequenz der 

vom Volk geforderten 
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U M F E L D
VERKEHRSPOLITIK INMITTEN EUROPAS

Bilaterale Abkommen
— nur mit der LSVA

abhängige Lenkungsabgabe -  wird einer 
zusätzlichen Belastung unserer Strassen 
mit Lastwagen entgegengesteuert. Nur 
so ist in der Öffentlichkeit eine breite 
Akzeptanz der Gewichtserhöhung zu er­
reichen.

Im Transitabkommen mit der EU hat 
sich die Schweiz auch zum Bau der

■  ■  Im Transitabkom- 
&F #  men mit der 
EU hat sich die Schweiz 
auch zum Bau der 
NEAT verpflichtet.

NEAT verpflichtet. Ohne eine durch die 
LSVA finanziell gesicherte NEAT würde 
die Schweiz wortbrüchig. Das könnte 
die bilateralen Verhandlungen stören 
oder gar torpedieren. Das gute Einver­
nehmen mit der EU, auf das wir zuneh­
mend angewiesen sind, würde sich ver­
schlechtern.

Fehlende Alternative
Der mit der EU im Abkommen von Kloten 
ausgehandelte Strassenpreis kann in der 
Schweiz nur mit der LSVA erhoben wer­
den. Eine alternative Gesetzesgrundlage 
ist nicht vorhanden. Eine Erhöhung der 
heutigen Pauschalabgabe verlangte nach 
einer Verfassungsänderung; eine Alpen- 
transitabgabe (oder Tunnelgebühr) kann 
in der erforderlichen Höhe innenpolitisch 
nicht realisiert werden, respektive ist im 
Klotener Abkommen auf max. 15% des 
Transitpreises beschränkt worden.

Die LSVA ist somit der Schlüssel zum 
Abschluss des Landverkehrsabkommens. 
Ohne Einigung in diesem Bereich ist aber 
eine Übereinkunft in den übrigen sechs 
für die Wirtschaft ebenso bedeutenden 
Dossiers nicht möglich. Die Gegner der 
LSVA lassen diese Aspekte völlig un­
berücksichtigt und können auch keine 
realistischen Alternativen vorweisen. Die 
Bedeutung der LSVA geht somit weit über 
die Vorlage hinaus; sie ist eine Weichen­
stellung für unsere Verkehrspolitik und 
unser Verhältnis zu Europa. J3

Unser Land steht in wichtigen 
Verhandlungen mit der EU.
Es geht um die bilateralen 
Abkommen. Ein Abschluss ist 
nur möglich, wenn die 
Schweiz den Zugang für 
40-Tonnen-Fahrzeuge gewährt. 
Auch bei jeder anderen 
europapolitischen Option 
wird die Schweiz die heutige 
28-Tonnen-Limite durch andere 
Schutzmassnahmen ersetzen 
müssen.

THEO ZIJDENBOS

Seit bald vier Jahren steht die Schweiz in 
schwierigen bilateralen Verhandlungen 
mit der EU. Ziel ist, in sieben Bereichen 
zum Abschluss eines Vertragspaketes zu 
gelangen, damit unserer Wirtschaft der 
Zugang zum europäischen Binnenmarkt 
erleichtert und unsere Beziehung zur EU

normalisiert wird. Das Landverkehrsdos- 
sier ist eines der zentralen und schwierig­
sten Dossiers dieses für die Schweiz wich­
tigen Vertragspaketes.

Unser Land hat sich im Transitabkom­
men von 1992 verpflichtet, ab dem Jahre 
2005 die Gewichtslimite für Lastwagen 
auf 40 Tonnen zu erhöhen. Diese Mass­
nahme ist beim Volk unpopulär, weil -  
nicht unbegründet -  damit eine weitere 
Zunahme des Schwerverkehrs befürchtet 
wird. Bereits heute sind die Auswirkungen 
des Lastwagenverkehrs für viele Anwoh­
ner nicht mehr zumutbar. Das Schweizer­
volk hat denn auch in verschiedenen Ab­
stimmungen zum Ausdruck gebracht, 
dass es die Verlagerung des Güterverkehrs 
auf die Schiene wünscht.

Schweiz würde wortbrüchig
Die volkswirtschaftlich sinnvolle Aufhe­
bung der heutigen 28-Tonnen-Limite kann 
somit nur mit flankierenden Schutzmass­
nahmen politisch realisiert werden. Mit 
der LSVA -  vom Gewicht des Lastwagens 
und von den gefahrenen Kilometern

Die LSVA -  Teil der europäischen Verkehrspolitik.
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SICHT PER WIRTSCHAFT
VORTEILE ÜBERWIEGEN

Die Heini AG profitiert von der LSVA. Coop: «Einsparungen durch 40-Tönner». Für die ABB: Grundlage zur Entspannung.

LSVA und 40-t-Limite
aus Unternehmersicht
MARKUS WERNER

Die Einführung der LSVA im Einklang mit 
der Erhöhung der Gewichtslimite bringt 
der Schweizer Wirtschaft neben leichten 
Mehrkosten auch zahlreiche Vorteile. 
«Facts der Wirtschaft» hat sich bei vier 
Unternehmen erkundigt.

Europapolitik für ABB 
im Vordergrund
Die LSVA ist nach Ansicht der ABB 
Schweiz innen- wie aussenpolitisch eine 
wesentliche Voraussetzung für den Ab­
schluss der bilateralen Verhandlungen. 
Als modernes und verursacherorientiertes 
Instrument löse sie die bisherige 28-Ton- 
nen-Limite ab und ermögliche die Erfül­
lung des Transitabkommens mit der EU. 
Josef Dürr, Mitglied der Geschäftsleitung, 
bekräftigt: «Die LSVA bildet für die 
Schweiz die entscheidende Grundlage zur 
Entspannung ihrer Beziehungen zu Euro­
pa -  ein Muss angesichts der Wichtigkeit 
des europäischen Marktes für die gesam­
te hiesige Exportindustrie.»

Heini AG befürwortet die LSVA
Bruno Heini vom Rhäzünser Bauunter­
nehmen Heini AG sieht den wichtigsten 
Grund für ein Ja zur LSVA im Beitrag 
an die Kantone zur Finanzierung des 
Strassenbaus. Das Auftragsvolumen im 
Kanton Graubünden besteht zu rund 
60% aus Aufträgen des Kantons. Ein

Drittel des Ertrags der LSVA erhalten 
die Kantone für ihre Aufwendungen zu­
gunsten des Strassenverkehrs. «Keine an­
dere Variante der NEAT-Finanzierung ga­
rantiert diese Einnahmequelle für die 
Kantone», betont Heini, «weder die 
Mehrwertsteuer noch der Benzinrap­
pen.» Zusätzlich erhöhe der durch die 
LSVA bedingte Distanzschutz ihre Kon­
kurrenzfähigkeit.

Sarnafil AG verlangt 
40-Tonnen-Zulassung
«Die Zulassung von 40-Tonnen-Fahrzeu- 
gen wird in unserem Unternehmen zu er­
heblichen Kosteneinsparungen führen.» 
Ob das Sparpotential grösser oder kleiner 
sei als die fiskalischen Abgaben einer 
LSVA, konnte Herr Custodis für die Sarna­
fil International AG in Sarnen noch nicht 
abschliessend beurteilen. Sowohl beim 
Export als auch beim Import von Rohma­

Coop unterstützt die LSVA
«Wir wehren uns gegen das von einsei­
tigen Interessen geprägte Referendum 
und unterstützen die leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe», betont Hansueli 
Loosli, Vorsitzender der Geschäftsleitung 
von Coop Schweiz. Das Referendum führe 
in eine verkehrspolitische Sackgasse. Nicht 
nur die Umsetzung der verkehrspoliti­
schen Volksentscheide werde gefährdet, 
sondern auch die bilateralen Verhandlun­
gen. Die LSVA belaste sein Unternehmen 
zwar mit Zusatzkosten, meint Loosli, doch 
die Coop steht zu ihrer volkswirtschaft­
lichen Verantwortung. Preiserhöhungen 
kann Loosli nicht ausschliessen, doch wür­
den sich diese auf einem moderaten Ni­
veau bewegen: «Neben den LSVA-beding- 
ten Mehrkosten sind durch die Umstel­
lung auf 40-Tönner auch Einsparungen 
möglich.»

Sarnafil rechnet mit Kosteneinsparungen.

terialien würden Doppelfahrten mit un- 
ausgelasteten Fahrzeugen zwischen dem 
grenznahen 40-Tonnen-Korridor und 
dem Werk in Sarnen entfallen. Zudem 
könne durch den Wegfall unnötigen Um­
ladens das Verletzungsrisiko der heiklen 
Dichtungssysteme vermindert werden. 
«Insbesondere der Warenaustausch mit 
unserem Distributionszentrum in der 
Nähe von Köln wird effizienter. Ein Verlad 
auf die Bahn bereits in Sarnen ist nicht 
möglich, da dieser Bahnhof über keine 
entsprechende Einrichtung verfügt und 
die Schmalspurbahn für solche Transporte 
nicht geeignet ist.»
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SPIELRAUM GROSS - BELASTUNG KLEIN

Eine Null zu viel!
Nur 11 bis max. 55 Franken wird ein Haushalt pro Jahr für die LSVA ausgeben.
Das ist zehnmal weniger als die ASTAG behauptet.

— + ■ 
■

Die ASTAG behauptet Richtig ist Begründung

LSVA-Ertrag:
1800 Mio. Franken

LSVA-Ertrag:
1500 Mio. Franken

Die ASTAG rechnet mit dem Maximalsatz 
von 3 Rp./tkm. Aufgrund der Vereinbarung 
von Zürich-Kloten (Transitgebühr von 
330 Franken) liegt die Obergrenze bei 
2,7 Rp./tkm. Auch die vorgesehenen Aus­
nahmen und Erleichterungen (z.B. reduzierter 
Tarif für 28-Tonnen-Fahrzeuge) werden 
durch die ASTAG nicht berücksichtigt.

Abzüglich Anteil Ausland: 
-  270 Mio. Franken

Abzüglich Anteil Ausland: 
-  500 Mio. Franken

Der Ausland-Anteil an der LSVA wird 
rund 500 Mio. betragen. Bereits heute 
bezahlen ausländische LKWs an die 
pauschale Schwerverkehrsabgabe rund 
24%. Dieser Anteil wird auf rund ein 
Drittel steigen, weil die leistungsabhän­
gige Schwerverkehrsabgabe die hohen 
Gewichte im Transit besser erfasst.

Abzüglich Produktivitätsgewinn: 
-  210 Mio. Franken

Abzüglich Produktivitätsgewinn: 
-  670 Mio. Franken

Der Produktivitätsgewinn ist höher 
als die ASTAG angibt. Genau wegen 
diesem Kosteneffekt und wegen dem 
Qualitätseffekt (weniger Umladungen 
an der Grenze) fordert die schweize­
rische Wirtschaft bereits seit längerem 
die Erhöhung der LKW-Gewichtslimite.

Abzüglich heutige pauschale 
Schwerverkehrsabgabe:
-1 8 0  Mio. Franken

Die ASTAG verschweigt, dass mit der 
Einführung der LSVA die heutige 
pauschale Schwerverkehrsabgabe 
wegfällt. Sie bringt heute Einnahmen 
von rund 180 Mio. Franken.

Belastung Haushalte: 
1435 Mio. Franken
(inkl. MwSt. 115 Mio)

Belastung Haushalte: 
max. 150 Mio. Franken
(inkl. MwSt.)

Die von der ASTAG angenommene MwSt. 
von 115 Mio. Franken gilt nur bei der 
angeblichen Mehrbelastung von 
500 Fr./Haushalt. In Tat und Wahrheit wird 
sie mindestens zehnmal tiefer liegen.

Belastung pro Haushalt 
= 502 Franken
(2,85 Mio. Haushalte)

Belastung pro Haushalt 
= 11 bis max. 55 Franken
(2,85 Mio. Haushalte)

Die heutigen Transportkosten eines 
Haushaltes betragen 1100 Franken. Bei 
2,5 Rp./tkm LSVA steigen diese um 
1 % = 11 Franken. Im Extremfall (Annahme 
Maximalsatz 3 Rp./tkm für alle Fahrzeuge) 
beträgt die Belastung 55 Franken.
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STANDPUNKT
LENKUNGSABGABEN AUS FREISINNIGER SICHT

S tein egger: «LSVA 
schlägt Brücke»
Franz Steinegger, Präsident 
der FDP Schweiz, unterstützt 
das LSVA-Einführungsgesetz. 
Obwohl es sich um eine neue 
Steuer handelt, wird deren 
Einführung von der FDP be- 
grüsst. Ein Widerspruch?

Die Unterstützung einer neuen Steuer 
muss für die FDP stets an gute Gründe 
und eine effiziente Zielerreichung ge­
knüpft sein. Die LSVA erfüllt diese Krite­
rien. Sie wird aus guten Gründen ein­
geführt und ist zielgerichtet ausgestaltet. 
Dies bestätigt der Präsident der FDP, 
Franz Steinegger:

93 Der Weg aus der 
europapolitischen 
Sackgasse

Unser Land steht in wichtigen Verhand­
lungen über die bilateralen Abkommen 
mit der EU. Dabei ist klar, dass diese 
nur abgeschlossen werden können, wenn 
die Schweiz für 40-Tonnen-Fahrzeuge 
zugänglich wird. Auch bei jeder ande­
ren europapolitischen Option, sowohl 
bei einem EWR II wie bei einem Bei­
tritt zur Europäischen Union, wird die 
Schweiz die 28-Tonnen-Limite durch an­
dere Schutzmassnahmen ersetzen müs­
sen. Dies hat bis zum Jahre 2005 zu 
geschehen, denn dann läuft der Transit­
vertrag aus, und eine einseitige Verlän­
gerung der 28-Tonnen-Limite durch die 
Schweiz würde unser Verhältnis zu Eu­
ropa, zu unserem wichtigsten Handels­
partner, massiv verschlechtern. Doch eine 
Aufgabe der 28-Tonnen-Limite ohne flan­
kierende fiskalische Schutzmassnahmen 
wäre verkehrspolitisch eine Katastrophe 
und liesse sich innenpolitisch auch kaum 
durchsetzen.

Die LSVA schlägt eine Brücke zwischen 
den Ansprüchen der europäischen Ver­
handlungspartner und den innenpoliti­
schen Bestrebungen in der Verkehrspoli­
tik. Unsere Partei erhebt den Anspruch,

te Instrument. Sie ist europakompatibel, 
fördert den Umlagerungseffekt und lei­
stet einen wesentlichen Beitrag zur Finan­
zierung der NEAT und anderer Bahn- 
grossprojekte. Auch diese sind aus eu- 
ropa- und verkehrspolitischen Gründen 
notwendig.

Ohne diesen Umlagerungshebel und 
ohne parallel dazu zu schaffende at­
traktive Bahnangebote wird der in- 
und ausländische Transportmarkt die 
Einladung, bei Umlagerungsmassnah- 
men im grossen Stil mitzumachen, kaum 
je annehmen. Sicher ist andererseits 
aber, dass ein allfälliger Erfolg des Anti- 
LSVA-Referendums die rasche Umsetzung 
der bilateralen Verträge arg behindern 
würde.

Aber auch ohne Abkommen mit der 
EU macht die LSVA Sinn, denn sie ist 
gleichzeitig Teil der Umsetzung des Al- 
penschutzartikels. Die Diskussion über 
den zukünftigen Preis einer Transitfahrt 
stellt den Sinn der LSVA und die Finanzie­
rung der NEAT nicht in Frage.

Fehlende Alternativen

Franz Steinegger: «Die LSVA finanziert 
das Angebot einer attraktiven Bahn und 
fördert gleichzeitig die Nachfrage nach 
diesem und sie ermöglicht den Abschluss 
der bilateralen Verträge mit der EU.»

mit konkreten Vorschlägen Lösungen an­
zubieten und zu deblockieren. Die LSVA 
leistet hierzu einen wesentlichen Beitrag. 
Dies ist der Grund, warum sie von der FDP 
unterstützt wird.

Wirksames Instrument
Um eine europapolitische Einigung zu 
erzielen und gleichzeitig den Güterver­
kehr auf die Bahn umzulagern, ist die 
LSVA in vielfältiger Hinsicht das geeigne­

Wer gegen die LSVA ist, hat eine Alter­
native vorzulegen. Eine Alternative, die 
sowohl den Umlagerungseffekt her­
beiführt als auch die Bahninfrastruktur 
mitfinanziert und europakompatibel ist. 
Die LSVA finanziert das Angebot einer 
attraktiven Bahn und fördert gleichzei­
tig die Nachfrage nach diesem. Sie er­
möglicht den Abschluss der bilatera­
len Verträge mit der EU. Zudem ist sie 
flexibel ausgestaltet, so dass auf wirt­
schaftliche Interessen Rücksicht genom­
men werden kann. Sie ist somit ein wirk­
sames und effizientes Instrument, um die 
europa- und verkehrspolitischen Ziele zu 
erreichen.

Bisher konnten die Gegner der LSVA 
noch keine konkreten Vorschläge ma­
chen, mit welchen anderen Massnah­
men diese Ziele sonst erreicht werden 
könnten. Und solange diese Vorschläge 
nicht vorliegen, unterstützt 
die FDP die Einführung der 
LSVA. 33
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ARSTIMMUNfiSKAMPF
GUTE GRÜNDE FÜR DIE LSVA

IO gu te Argumente 
für d ie  LSVA
1 Das Volk will 

die LSVA
Das Schweizervolk hat in verschiedenen 
Abstimmungen (NEAT, Alpenschutzinitia­
tive) zum Ausdruck gebracht, dass es ei­
ne ökologisch orientierte Verkehrspolitik 
und die Verlagerung des Güterverkehrs 
auf die Schiene will. Die Umsetzung die­
ser verkehrspolitischen Grundsatzent­
scheide ist nur mit Hilfe der LSVA mög­
lich. Daher hat sich der Souverän am 20. 
Februar 1994 mit 67% Ja-Stimmen klar 
für die Einführung einer leistungsabhän­
gigen Schwerverkehrsabgabe ausgespro­
chen.

2Ohne LSVA kein 
bilaterales Abkommen 
mit der EU

Das Referendum gegen die LSVA gefähr­
det den Abschluss der bilateralen Ver­
handlungen mit der Europäischen Union, 
denn die LSVA ist der Schlüssel zum Ab­
schluss des Landverkehrsabkommens. Die 
EU wird das bilaterale Abkommen mit der 
Schweiz nur im Paket, d.h. bei einer Eini­
gung in allen sieben Verhandlungsdos­
siers, abschliessen. Diese Chance zur Nor­
malisierung unserer Beziehungen mit der 
EU muss genutzt werden.

3 LSVA als flankierende 
Massnahme 
für 40-Tönner

Eine Normalisierung der Beziehungen mit 
der EU bedeutet, dass die Schweiz ihre 
bisherige 28-Tonnen-Limite gegen eine 
moderne verkehrspolitische Schutzmass­
nahme eintauscht: die LSVA. Breite Be­
völkerungskreise werden einem bilatera­
len Abkommen mit der EU und der da­
mit verbundenen Öffnung der Schweizer 
Strassen für die 40-Tonnen-Lastwagen 
nur zustimmen, wenn glaubwürdige flan­
kierende Massnahmen vorhanden sind. 
Mit Hilfe der Schwerverkehrsabgabe kann 
die Schweiz die Alpenschutzinitiative 
«europaverträglich» umsetzen.

4Ohne LSVA 
keine NEAT

Die LSVA stellt die wichtigste Grundlage 
für die Finanzierung der Neuen Eisen- 
bahn-Alpentransversale (NEAT) dar. Die 
Schweiz hat sich bereits im Transitabkom­
men mit der Europäischen Union von 
1992 zum Bau der NEAT verpflichtet. Die­
se Verpflichtung wurde in den bilateralen 
Verhandlungen erneuert. Ohne eine 
durch die LSVA finanziell gesicherte NEAT 
würde die Schweiz wortbrüchig werden. 
Zudem braucht die Schweiz die NEAT 
auch im eigenen Interesse. Nur mit einer 
Flachbahn durch die Alpen ist unser Land 
in der Lage, seine Stellung als Verkehrs­
drehscheibe im Herzen Europas zu wah­
ren. Die Schwerverkehrsabgabe erlaubt, 
ausländische LKWs zu einem Drittel an 
den Kosten der NEAT zu beteiligen.

5 Ohne LSVA
keine «Bahn 2000»

Der Ertrag der Schwerverkehrsabgabe 
dient nicht nur dem Bau der NEAT, son­
dern auch der Verwirklichung des Gross­
projekts «Bahn 2000». Mit diesem Projekt 
soll unser seit Jahren vernachlässigtes 
Schienennetz den heutigen Bedürfnissen 
angepasst werden. Zudem kommt ein Teil 
des LSVA-Ertrags dem Bau der euro­
päischen Netzanschlüsse und der Förde­
rung des Bahnverlads zugute.

6 Die LSVA kommt 
auch dem

Strassenverkehr zugute
Die LSVA wird bei der Einführung im Jahr 
2001 rund 750 Mio. Franken einbringen. 
Später sind sogar Erträge in der Höhe von 
rund 1,5 Mrd. Franken zu erwarten. Diese 
Erträge werden fast vollumfänglich im 
Verkehrsbereich reinvestiert. Ein Drittel 
der Erträge erhalten die Kantone für ihre 
Aufwendungen zugunsten des Strassen- 
verkehrs. Ohne diesen Zuschuss wären 
viele Kantone überfordert, ihr Strassen-

netz angemessen zu unterhalten. Die 
LSVA dient somit der Verbesserung der 
gesamten Verkehrsinfrastruktur, nicht nur 
der Schiene, sondern auch der Strasse. 
Dieser Aspekt wird von den Gegnern der 
LSVA gerne unterschlagen.

7 Die LSVA 
schafft und sichert 
Arbeitsplätze

Die mit der LSVA finanzierten Schienen- 
und Strassenprojekte schaffen und si­
chern Arbeitsplätze in allen Landestellen. 
Allein die Eisenbahn-Grossprojekte schaf­
fen dauerhafte Beschäftigung für rund 
45000 Arbeitnehmer und Arbeitnehme- 
rinnen. Die Schwerverkehrsabgabe finan­
ziert rund die Hälfte dieser Investitionen. 
Mit Hilfe der LSVA werden im Bereich 
Strassenverkehr weitere 11000 Arbeits­
plätze geschaffen. Die direkte Beschäfti­
gungswirkung der Schwerverkehrsabgabe 
beträgt somit rund 30000 Arbeitsplätze, 
und sie kommt allen Regionen zugute. 
Von Beschäftigungsimpulsen werden die 
Bauwirtschaft, die Maschinenindustrie 
(Rollmaterial), die Elektroindustrie (Bahn­
infrastruktur) sowie weitere vor- und 
nachgelagerte Branchen profitieren.

8 Es gibt 
keine Alternative 
zur LSVA

Der mit der Europäischen Union aus­
zuhandelnde Strassenpreis kann in der 
Schweiz nur mit der LSVA erhoben wer­
den. Eine alternative Gesetzesgrundlage 
ist nicht vorhanden. Für eine Erhöhung 
der heutigen Pauschalabgabe wäre eine 
Verfassungsänderung notwendig. EineAl- 
pentransitabgabe oder eine Tunnelgebühr 
kann in der erforderlichen Höhe innen­
politisch nicht realisiert werden und ist im 
Entwurf des Landverkehrsabkommens zu­
dem auf maximal 15% beschränkt. Auch 
Autobahnzahlstellen wären auf unserem 
dichten Strassennetz nicht praktikabel. Es 
würde zudem auch mehr Schwerverkehr 
auf die Hauptstrassen ausweichen.
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9 LSVA ist notwendig und
wirtschaftlich tragbar

Gegenüber Abgaben ist die Wirtschaft 
stets zurückhaltend, und es ist nicht zu 
bestreiten, dass die LSVA die Wirtschaft 
etwas kostet. Die Schwerverkehrsabgabe 
ist in der Gesamtbetrachtung aber not­
wendig und wirtschaftlich tragbar. Für 
die Volkswirtschaft ist sie tragbar, weil 
die Transportkosten nur einen verschwin­
dend kleinen Teil der Produktionskosten 
ausmachen. Für das Transportgewerbe 
ist sie tragbar, weil dieses auch von Er­
leichterungen und Kostensenkungen pro­
fitiert. Gleichzeitig mit der LSVA sollen 
die Gewichtslimiten mit der EU harmo­

nisiert werden. Mit einem 40-Tönner 
lässt sich bis zu 60% mehr transportie­
ren als mit einem 28-Tönner heute. 
Dies erspart unnötiges, teures Umladen 
an der Grenze und Doppelfahrten im 
Inland.

Die Wirtschaft 
befürwortet die 
LSVA

Die mit der LSVA verbundenen Vorteile 
wiegen die Nachteile einer massvollen 
Belastung des Lastwagenverkehrs deut­
lich auf. Weite Teile der Wirtschaft un­
terstützen die LSVA daher aus über­
geordneten volkswirtschaftlichen Interes­

sen. Die ASTAG, die beim Referendum 
gegen die Schwerverkehrsabgabe feder­
führend ist, gibt zu Unrecht vor, die 
Interessen der Schweizer Wirtschaft zu 
vertreten.

Link
Im Abstim m ungsdossier Verkehr 
auf w w w .w f-online.ch können  
Sie w eitere und aktuelle Hinter­
grund-Artikel und Inform ationen  
zur LSVA-Abstimmung vom 27. 
Septem ber finden. Eine Online- 
Broschüre zur LSVA findet sich 
auf www.wf-online.ch/LSVA

1 5

http://www.wf-online.ch
http://www.wf-online.ch/LSVA


FARBFQLIEN
ALS ARGUMI :ntationshilfe

Besser dokumentiert
— besser informiert
Wer seine Argumentation mit fundierten Zahlen und 
klaren Grafiken untermauert, überzeugt. Als Unter­
stützung bietet die Wirtschaftsförderung ein farbiges 
Folienset zur Wirtschaftspolitik an -  eine optimale 
Vorbereitung auf Vortrag und Unterricht. Das zehn­
teilige Farbfolienset illustriert die wichtigsten wirt­
schaftspolitischen Fakten der Schweiz.
Die Informationsgrafiken enthalten 
Zahlen über die Lage der Staatsfinan­
zen, die Fiskalbelastung, den Aussen- 
handel und den Sozialstaat.

Zu jeder Folie gehört ein Beiblatt 
mit Erläuterungen. Das Folienset kann 
für 20 Franken bei der Wirtschafts­
förderung mit beiliegen­
der Bestellkarte bezogen 
werden.

Handelsströme der Schweiz

Bestellung 
mit beiliegender 

Karte
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